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Gewiss ist eine Geschichte der Gefühle ein reizvolles Projekt, zumal bei einer solchen 
Quellengrundlage, wie es die Korrespondenz von Knapp darstellt. Doch es bleibt der Ein-
druck, dass das innere Leben nicht ohne das äußere zu haben ist. Es bleiben daher etliche 
biographische Leerstellen, wovon oben schon Ausbildung und Studium genannt wurden. 
Auch wird vielen Lesern die „anatolische Schule“ in Tübingen, die Knapp besucht hat, ein 
Rätsel bleiben. Es handelt sich um die Österbergschule, die als Lateinschule und Pädagogi-
um in humanistischer Übersetzung seit dem 16. Jahrhundert so genannt wird. 

Hermann Ehmer

Aaron Pfaff, Geschichte der verfassten Ärzteschaft auf dem Gebiet des heutigen Bundes-
landes Baden-Württemberg von 1920 bis 1960. Stuttgart: Franz Steiner Verlag unter 
Mitarbeit von Institut für Geschichte der Medizin 2024. 863 S. mit 7 farb. Abb., 28 s/w 
Tab. ISBN 978-3-515-13648-8. Geb. € 89,–

„Der Arzt muß nun einmal nach dem bekannten Wort Homers mehr sein als sonst die 
Menschen.“ Dieses Zitat des Präsidenten der Landesärztekammer Baden-Württemberg, 
Hans Neuffer, aus dem Jahr 1955 stellt Aaron Pfaff seiner Untersuchung voran und verweist 
damit auf das Selbstverständnis, das in weiten Teilen der Ärzteschaft in der ersten Hälfte  
des 20. Jahrhunderts vorherrschte. Eine Kollektivschuld an den Medizinverbrechen in der 
NS-Zeit wurde negiert und als Fehlverhalten Einzelner von den Berufsverbänden weit von 
sich geschoben. Dieses Narrativ sowie das daraus resultierende Verhalten der organisierten 
Ärzteschaft vom Beginn des Jahrhunderts bis in die Nachkriegszeit wird von Pfaff in seiner 
Untersuchung in den Mittelpunkt gestellt. Dabei ist es nicht das Ziel, eine Geschichte der 
Landesärztekammer und ihrer Vorgängerorganisationen zu schreiben. Vielmehr nimmt er 
deren bedeutende Vordenker und Gestalter sowie deren meinungsmachende Gruppen in 
den Blick, um die grundlegenden Theorien, Ideologien und Dynamiken, die zu den Medi-
zinverbrechen führten, herauszuarbeiten.

Das Ende des Ersten Weltkriegs bildet den Ausgangs-, das Jahr 1960 den Endpunkt des 
Untersuchungszeitraums. Pfaff verweist dabei darauf, dass mit der Niederlage in diesem 
Krieg und den darauf folgenden schwierigen wirtschaftlichen Zeiten die Eugenik massiv an 
Popularität innerhalb der Ärzteschaft gewann und sich infolge dessen ein neues Selbstver-
ständnis dieses Berufsstandes entwickelte. Um mögliche Kontinuitäten und ein Nachwir-
ken der NS-Ideologie auch nach der Beendigung des Zweiten Weltkrieges nachvollziehen 
zu können, beschäftigt sich Pfaff nicht nur mit der Nachkriegszeit, sondern auch mit den 
einen wirtschaftlichen Aufschwung und Wohlstand bringenden 1950er Jahren. 

Gerade die letzten fünfzehn Jahre erscheinen im Hinblick auf die verfasste Ärzteschaft 
von Württemberg und Baden besonders interessant: Für beide Organisationen, die bis zu 
ihrer Vereinigung nach Gründung des Landes Baden-Württemberg sehr unterschiedliche 
Entwicklungen nahmen, fehlte eine eingehende wissenschaftliche Auseinandersetzung mit 
dieser Zeit. Zwar wurden für die verfasste Ärzteschaft Baden die NS-Zeit und für Württem-
berg die Nachkriegszeit bis 1970 bereits untersucht, im vorliegenden Band werden jedoch 
einerseits die Entwicklungen hin zur ärztlichen Praxis und Berufsethik in der NS-Zeit  
und bis weit in die Nachkriegszeit zum Forschungsgegenstand. Andererseits stellt Pfaff die 
Entwicklungen in den beiden Ländern, die ab 1952 ein gemeinsames Bundesland bildeten, 
nebeneinander und vergleicht deren Wege in, durch und aus der NS-Zeit.
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Dabei arbeitet Pfaff heraus, dass die aus dem Ersten Weltkrieg resultierende Ärzte-
schwemme, die Uneinigkeit über ärztliche Versorgungseinrichtungen innerhalb der Ärzte-
schaft, die in beiden untersuchten Ländern bestehende Parallelität von jeweils zwei Standes-
vertretungen und das Ausbleiben von dringend notwendigen Reformen durch den Krieg 
eine Krise innerhalb der organisierten Ärzteschaft ausgelöst hatten. Begleitet wurde diese 
schwierige Situation durch die Weltwirtschaftskrise und die damit einhergehenden poli
tischen Unsicherheiten. Entgegen der Selbstdarstellung der Ärzteschaft waren deren Mit-
glieder in der Regel nicht unpolitisch. Vielmehr standen sie häufig in klarer Opposition vor 
allem zu den sozialdemokratischen Parteien und sahen sich durch deren Politiker gerade in 
Fragen der Steuerabgaben, der Zusammenarbeit mit den Krankenkassen etc. schlecht ver-
treten. 

Pfaff belegt mit der Untersuchung der Standesvereinigungen in Württemberg und Baden 
von 1926 bis 1933 den Weg vieler mit der Politik der Weimarer Republik unzufriedener 
Ärzte in die Radikalisierung, die mit dem Erstarken der NSDAP zunehmend salonfähig 
wurde. Zentraler Bestandteil dieser Entwicklung war eine immer stärkere Hinwendung zur 
Eugenik, wobei die vorliegende Untersuchung zeigt, dass die Ideen der negativen Eugenik 
in Württemberg auf besonders fruchtbaren Boden fielen. So wurde von einer großen Zahl 
von württembergischen Ärzten schon vor 1933 der württembergischen Regierung die Emp-
fehlung zur Zwangssterilisation ausgesprochen. In dieser Zeit sieht Pfaff den Ausgangs-
punkt für große Karrieren von Ärzten in der NS-Zeit, so zum Beispiel von Eugen Stähle aus 
Nagold, der zu den Mitbegründern des Nationalsozialistischen Deutschen Ärztebunds 
zählte. Die württembergischen Befürworter der Zwangssterilisation zeigten sich nach 1933 
sehr engagiert bei der Umsetzung des „Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ 
(GzVeN). Pfaff zeichnet hierzu beispielhaft den beruflichen Werdegang von Eugen Stähle 
nach, der noch in der Nachkriegszeit die „Euthanasie“ verteidigte, und belegt damit die 
Kontinuitäten innerhalb der sich zu Wort meldenden Vertreter der Ärzteschaft und der 
ideologischen Ausrichtung.

Mit der Machtergreifung der Nationalsozialisten verband sich die Hoffnung weiter Teile 
der Ärzteschaft, zu neuer Bedeutung zu kommen und damit dem eigenen Selbstverständnis 
als ideelle und wirtschaftliche Elite gerecht zu werden. Die daraus resultierende große 
Bereitschaft der Ärzte, sich den Vorgaben der neuen Machthaber zu beugen, bezeichnet 
Pfaff als „Selbstgleichstellung“. Zwar habe die badische Ärzteschaft hier einen eigenen Weg 
beschritten und die Gleichschaltung nicht sofort in dem Maße umgesetzt wie andernorts 
geschehen, allerdings übernahm hier mit Leopold Schütz ein Arzt die Führung, der die 
Rassenpolitik der Nationalsozialisten innerhalb der Standesvertretung mit großem Engage-
ment durchsetzte. 

Pfaff führt weiter aus, dass sich die große Bereitschaft in der württembergischen und ba-
dischen Ärzteschaft, sich den neuen politischen Gegebenheiten unterzuordnen, auszahlte: 
Die Hoffnung, neue Bedeutung und ein besseres wirtschaftliches Auskommen zu erhalten, 
wurde von den Nationalsozialisten erfüllt, die damit diesen Berufsstand an sich band und in 
der Folgezeit zentralen Forderungen der Ärzteschaft entsprach. Statistisch untermauert 
Pfaff das „Andienen“ der württembergischen und badischen Ärzteschaft an das NS-Regime 
mit Zahlen der Reichsärztekammerkartei, die die herausragende Beteiligung dieses Berufs-
standes innerhalb der NSDAP und der ihr angeschlossenen Organisationen belegen. Bei 
seiner Auswertung nimmt Pfaff einerseits Württemberg und Baden insgesamt, andererseits 
jedoch auch die Genderstruktur der NSDAP-Mitglieder unter den Ärzten in den Blick. Als 
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Erklärung für die Unterschiede zwischen den beiden Ländern nennt Pfaff vor allem die 
unterschiedlichen Konfessionen in Baden und Württemberg. 

Das Bemühen der Nationalsozialisten um die Ärzteschaft lag nicht zuletzt in der Not-
wendigkeit der Beteiligung dieses Berufsstandes an der Umsetzung der nationalsozialisti-
schen Ideologie begründet. Pfaff veranschaulicht dies an der Umstrukturierung des Ge-
sundheitswesens. Eines der zentralen Momente sei die Neuschaffung der Gesundheitsämter 
gewesen, die in der Folgezeit für die Ermittlung von „erbkranken“ Personen und die Um-
setzung der Maßnahmen zur Vermeidung von „erbkrankem“ Nachwuchs wie auch für die 
systematische Durchführung der „Aktion T 4“ von nicht zu unterschätzender Bedeutung 
gewesen seien. So kann Pfaff nach eingehendem Aktenstudium belegen, dass es in den 
Ländern Baden und Württemberg kaum Widerstand gegen das „Erbgesundheitsgesetz“ 
(GzVeN) gegeben hat – im Gegenteil: Genehmigungen für die Durchführung von Zwangs-
sterilisationen waren in der Ärzteschaft sehr begehrt. Auch die Vertreibung jüdischer Ärzte 
wurde in beiden Ländern unmittelbar nach der Machtergreifung mit großem Engagement 
betrieben, sowohl innerhalb der Ständevertretung als auch an den Universitäten, wobei 
jedoch der vor 1933 vorherrschende Antisemitismus zu unterschiedlichen Zahlen bei der 
Vertreibung geführt habe. 

Die Untersuchung der Nachkriegszeit und die Auswertung der Entnazifizierungsver
fahren wie auch der gerichtlichen Aufarbeitung der NS-Verbrechen zeigt, dass sich weder  
in Württemberg noch in Baden viele Ärzte für ihre Mitwirkung an nationalsozialistischen 
Verbrechen verantworten mussten. Diejenigen, denen der Prozess gemacht wurde, erhielten 
häufig nur geringfügige Strafen oder wurden – nicht zuletzt mittels günstiger ärztlicher 
Gutachten – für haftunfähig erklärt und damit vorzeitig entlassen. Pfaff führt überdies das 
Beispiel des Landesjugendarztes Max Eyrich an, der an der „Aktion T 4“ beteiligt war und 
dafür angeklagt freigesprochen wurde und unmittelbar danach wieder in seine alte Position 
zurückkehren konnte. So verwundert es nicht, wenn Pfaff herausarbeitet, dass Eugen Stähle 
und viele andere in der Nachkriegszeit die „Euthanasie“ verteidigten und in der jungen 
Bundesrepublik eine neue gesetzliche Regelung der Zwangssterilisation forderten. Auch  
die Entnazifizierungsverfahren konnten viele Ärzte als „Minderbelastete“ oder „Mitläufer“ 
abschließen, selbst die standespolitischen Wortführer der Ärzteschaft. Damit weist Pfaff die 
personellen wie ideologischen Kontinuitäten innerhalb der verfassten Ärzteschaft Würt-
tembergs und Badens bis in die 1950er Jahre nach. 

Die Wahl des Untersuchungszeitraums ermöglicht es Pfaff, die beruflichen Netzwerke 
der Ärzte in Württemberg und Baden über die verschiedenen historischen Brüche hinweg 
in den Blick zu nehmen. Dabei gelingt ihm der Nachweis, dass diese Netzwerke sowohl auf 
dem Weg von der Demokratie in die Diktatur als auch nach dem Untergang der Diktatur 
und der anschließenden Redemokratisierung Bestand hatten und den Ärzten einen weit
gehend bruchfreien Werdegang ermöglichten. Besonders nach 1945 zeigt die gegenseitige 
Unterstützung bei der Frage der Haftfähigkeit der wenigen zu Gefängnisstrafen verurteil-
ten Ärzte oder im Zusammenhang mit entlastenden Aussagen im Rahmen von Entnazifi
zierungsverfahren von Kollegen, wie tragfähig die ärztlichen Netzwerke noch waren. Mit 
seiner Auswertung der Ergebnisse der ersten Wahl der gemeinsamen Landesärztekammer 
Baden-Württemberg untermauert Pfaff diese Erkenntnisse, indem er nachweisen kann, dass 
zahlreiche der damaligen Standespolitiker eine nationalsozialistische Vergangenheit hatten. 
Allerdings setzt Pfaff diese Entwicklung innerhalb der Ärzteschaft in den Kontext der Auf-
arbeitung der NS-Vergangenheit in Deutschland im Zeitalter des Wirtschaftswunders ins
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gesamt und weist damit darauf hin, dass die Wiedereingliederung der Ärzte in die demo
kratischen Strukturen analog zu der anderer Berufsgruppen, beispielsweise der Beamten, 
stattfand. 

Gleichzeitig kann Pfaff mit dem Vergleich der beiden süddeutschen Länder, dem pro
testantischen Württemberg, mit einer relativ zentral organisierten Ärzteschaft, und dem 
katholischen Baden, in dem die Ärzteschaft einerseits früh über eine Ärztekammer, anderer-
seits dank starker Ärztegruppen in den großen Städten dezentraler organisiert war, 
nachweisen, dass die Wege dieses Berufsstandes in die Nazizeit und wieder zurück in die 
Demokratie zwar mit regionalen Besonderheiten, jedoch in den Grundzügen weitgehend 
gleich verliefen. Der stark ausgeprägte Opportunismus der Ärzte zeigt ein grundlegendes 
Moment in beiden Ländern über die politischen Brüche hinweg an. � Nina Fehrlen-Weiss

Angela Borgstedt / Sandra Eichfelder (Hg.), Verdrängt, vertrieben, ermordet. Opfer 
von NS-Verfolgung an der Handelshochschule Mannheim. Ubstadt-Weiher: verlag regio
nalkultur 2024. 376 S. mit 78 Abb. ISBN 978-3-95505-478-6. € 34,80

Die Geschichte der badischen und württembergischen Universitäten und Hochschulen in 
der Zeit des Nationalsozialismus ist – mit Ausnahme einzelner blinder Flecken wie der 
Technischen Hochschule Karlsruhe – inzwischen ziemlich gut erforscht. Unter den Publi-
kationen lassen sich zwei Typen unterscheiden: breiter angelegte Studien, die die Entwick-
lung von Gesamtinstitution, Fakultäten oder Fächern untersuchen (wie der Sammelband 
von Eckart, Sellin und Wolgast von 2006 zur Universität Heidelberg), oder solche, die 
rassistische und politische Verfolgung sowie andere Formen der nationalsozialistischen 
Repression dokumentieren (wie die Arbeit Beckers und Nagels von 2018 zur Technischen 
Hochschule Stuttgart). Der hier anzuzeigende Band gehört in die zweite Kategorie und ist 
den Opfern von NS-Verfolgung an der Handelshochschule Mannheim gewidmet, die indes 
nach der nationalsozialistischen Machtübernahme nur noch eine kurze Geschichte hatte, da 
sie nach dem Sommersemester 1933 geschlossen und in die Staats- und Wirtschaftswissen-
schaftliche Fakultät der Universität Heidelberg integriert wurde. 

Für das Vorhaben einer Opferidentifizierung bietet diese Konstellation einige Heraus
forderungen, da sich Mannheimer und Heidelberger Repressionen teilweise überlappten 
und vor allem der Integrationsprozess (auf der Ebene des Lehrkörpers) mit scharfen perso-
nellen Einschnitten einherging, die eher betriebswirtschaftlichen als ideologischen Motiven 
folgten, so dass in vielen Fällen nicht eindeutig zu erkennen ist, ob es sich bei den beruf
lichen Einschnitten um Fusions- und Abwicklungsschäden oder um gezielte Verfolgung 
handelte. Dass die Herausgeberinnen – Angela Borgstedt für das Mannheimer Historische 
Institut und Sandra Eichfelder für das dortige Universitätsarchiv – das Projekt trotz dieser 
Fußangeln in Angriff genommen haben, verdient Anerkennung. Gleiches gilt für ihre Ent-
scheidung, die Opfer breit zu dokumentieren und nicht nur auf die Angehörigen des Lehr-
körpers zu schauen, sondern auch die Studierenden und die Hochschulangestellten in den 
Blick zu nehmen.

Ausgangspunkt der Studie waren zwei universitäre Lehrveranstaltungen, und unter den 
33 Autorinnen und Autoren findet sich eine stattliche Zahl Mannheimer Studierender,  
die Recherchen zu Einzelpersonen übernommen und deren Biographien verfasst haben. 
Gerahmt werden diese von kürzeren Überblickstexten der akademischen „Profis“: Eichfel-
der skizziert in einem Einleitungsbeitrag „Die Ausgangslage an der Handelshochschule 
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